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Arbeitsvertrag

zwischen

______________________________________________________________________


-    im folgenden Praxisinhaber genannt   -

und

______________________________________________________________________

· im folgenden angestellter Zahnarzt/angestellte Zahnärztin genannt 
Präambel

Der Praxisinhaber betreibt eine privat- und vertragszahnärztliche Praxis unter der Anschrift ______________________________________________. Zur Unterstützung des Praxisinhabers wird _________________________________________ als angestellter Zahnarzt/angestellte Zahnärztin tätig sein.

Dazu vereinbaren die Parteien das Folgende:

§ 1 

Vertragsinhalt 

Herr/ Frau _____ wird als Zahnarzt/Zahnärztin eingestellt. 

Der Arbeitsbereich richtet sich nach dem geltenden Berufsbild von Zahnärzten.
Der Praxisinhaber behält sich vor, den Zahnarzt/die Zahnärztin aus betrieblichen Gründen unter Wahrung seiner/ihrer Interessen für eine andere gleichwertige Tätigkeit, in einem anderen Arbeitsgebiet oder an einem anderen Arbeitsort einzusetzen, soweit dies seinen/ihren Fähigkeiten und Kenntnissen entspricht. Macht der Praxisinhaber von diesem Recht Gebrauch, ist er verpflichtet die bisherige Vergütung weiter zu entrichten.
§ 2
Beginn des Arbeitsverhältnisses sowie Probezeit

1. Das Arbeitsverhältnis beginnt am _______________ und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Vor seinem Beginn ist die ordentliche Kündigung ausgeschlossen.
2. Das Beschäftigungsverhältnis ist durch die Genehmigung der Anstellung durch den Zulassungsausschuss aufschiebend bedingt. Wird die Genehmigung für einen späteren Zeitpunkt erteilt, beginnt das Arbeitsverhältnis entsprechend später. Falls eine bestandskräftige Genehmigung nicht spätestens für eine Anstellung zum _____________ erteilt ist, kann jede Partei ohne Einhaltung einer Frist von diesem Arbeitsvertrag zurücktreten. Wechselseitige An​sprüche der Parteien bestehen in diesem Fall nicht.

3. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin erklärt, dass keine persönlichen Hinderungsgründe für die Genehmigung seiner/ihrer Anstellung in der Praxis des Praxisinhabers bestehen. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin ist verpflichtet, dem Praxisinhaber alle Unterlagen und Erklärungen zur Verfügung zu stellen, die Voraussetzung für die Genehmigung des Zulassungsausschusses sind.

4. Die Anstellung erfolgt für eine Tätigkeit in der Betriebsstätte (Vertragszahnarztsitz) und für eine – ggfs. zukünftige - Nebenbetriebsstätte. 

5. Die ersten 6 Monate gelten als Probezeit. Innerhalb der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen gekündigt werden, unbeschadet des Rechts zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund.
§ 3

Arbeitsbereich

1. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin übernimmt nach Weisung des Praxisinhabers alle zahnärztlichen Tätigkeiten, insbesondere die Betreuung von Patienten und deren Behandlung einschließlich der zur Dokumentation und Abrechnung der von ihm/ihr erbrachten Leistungen erforderlichen verwaltenden Tätigkeiten. Genehmigungspflichtige Leistungen werden nur bei Vorliegen der entsprechenden Genehmigungen erbracht.

2. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin ist verpflichtet, im Rahmen seiner/ihrer Tätigkeit die Bestimmungen

●
des Vertragszahnarztrechts,
●
des Berufsrechts,
●
der Berufsgenossenschaft zur Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufs
            krankheiten

gewissenhaft zu befolgen.

3. In organisatorischer und arbeitsrechtlicher Hinsicht unterliegt der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin dem Weisungsrecht des Praxisinhabers. Das Weisungsrecht umfasst nicht die unmittelbare zahnärztliche Tätigkeit des angestellten Zahnarztes/der angestellten Zahnärztin. Insoweit hat der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin die Sorgfalt eines/einer gewissenhaft handelnden Zahnarztes/Zahnärztin zu beachten und sein/ihr Verhalten den besonderen Verhältnissen der Praxis anzupassen. Er/sie hat dazu insbesondere seine/ihre Patienten über die beabsichtigte Diagnostik und Therapie umfassend zu informieren und die Behandlung ordnungsgemäß zu dokumentieren.

4. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin ist verpflichtet, sich vorgeschriebenen ärztlichen Untersuchungen, die durch seine/ihre Tätigkeit notwendig werden, zu unterziehen. Eine Hepatitis-B-Schutzimpfung ist erfolgt bzw. wird auf Kosten des Praxisinhabers erfolgen.

5. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin ist insbesondere verpflichtet, auf Sauberkeit und Hygiene in den Praxisräumen zu achten, alle wichtigen Vorkommnisse des Praxisbetriebs dem Praxisinhaber unverzüglich mitzuteilen.

§ 4

Arbeitsvertragliche Nebenpflichten

1. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin ist zur fachlichen Fortbildung nach Maßgabe der geltenden Bestimmungen verpflichtet. Fortbildungsnachweise sind sorgfältig aufzubewahren und auf Verlangen dem Praxisinhaber für die Nachweisführung gegenüber den zuständigen Stellen sowie zur Überprüfung der Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen vorzulegen.

2. Die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen einschließlich der Kostentragung wird zwischen dem Praxisinhaber und dem angestellten Zahnarzt/ der angestellten Zahnärztin unter Berücksichtigung der betrieblichen Belange der Praxis abgestimmt.

§ 5
Arbeitszeit

1. Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit beträgt _______ Stunden ohne Pausen. Sie erhöht sich um Notfalldienste sowie Überstunden und Mehrarbeit gem. Abs. 3.    
2. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit sowie der Pausen sowie die Verteilung der Arbeitszeit in der Woche richten sich nach den Erfordernissen der Praxis unter besonderer Berücksichtigung der Sprechstunden und ggf. des Notfalldienstes, ansonsten nach der Festlegung durch den Praxisinhaber.   

3. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin ist verpflichtet, bei betrieb​licher Notwendigkeit auf Anordnung des Praxisinhabers im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen Überstunden und Mehrarbeit zu leisten.

§ 6
Vergütung

1.
Als Vergütung für seine/ihre Tätigkeit erhält der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin ein frei vereinbartes monatliches Bruttogehalt in Höhe von € ___________________. Das Gehalt ist am letzten Tag eines jeden Monats auf ein von dem angestellten Zahnarzt/der angestellten Zahnärztin anzugebendes Konto zu zahlen. 

2.
Mit der Vergütung sind sämtliche Tätigkeiten des angestellten Zahnarztes/der angestellten Zahnärztin einschließlich zu leistender Überstunden in Höhe von 10% der wöchentlichen Arbeitszeit abgegolten. 

3. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin hat dem Praxisinhaber eine etwaige Pfändung, Verpfändung sowie Abtretung seiner/ihrer Vergütungsansprüche unverzüglich anzuzeigen. 

§ 7
Weitere Leistungen (Freiwilligkeitsklausel)

Durch die etwaige Gewährung von darüber hinausgehenden freiwilligen Leistungen durch den Praxisinhaber (z. B. Weihnachts- und / oder Urlaubsgeld, 13. Gehalt, Tantiemen, sonstige Vergünstigungen etc.) entsteht auch bei wiederholter vorbehaltloser Auszahlung kein Rechtsanspruch auf Gewährung für die Zukunft. Der Praxisinhaber behält sich vor, jedes Jahr neu zu entscheiden, ob und in welcher Höhe eine solche Leistung gewährt wird.

§ 8
Urlaub

1. Der Zahnarzt/Die Zahnärztin hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf den gesetzlichen Mindesturlaub von 20 Arbeitstagen, ausgehend von einer 5-Tage-Woche. Darüber hinaus gewährt der Praxisinhaber dem Zahnarzt/der Zahnärztin einen vertraglichen Erholungsurlaub von weiteren              Arbeitstagen pro Kalenderjahr. Mit Urlaubserteilung erfüllt der Praxisinhaber zunächst den gesetzlichen Urlaubsanspruch. Der vertragliche Urlaubsanspruch verfällt nach Ablauf des Kalenderjahres ersatzlos, selbst wenn der Zahnarzt/die Zahnärztin den Urlaub wegen Arbeitsunfähigkeit nicht nehmen kann.

2. Die Festlegung des Urlaubs erfolgt durch den Praxisinhaber unter Berücksichtigung der Wünsche des Zahnarztes/der Zahnärztin nach Möglichkeit zusammenhängend gewährt. Dringende betriebliche Gründe oder Urlaubswünsche anderer Beschäftigter, die unter sozialen Gesichtspunkten Vorrang verdienen, gehen vor.

3. 
Der Urlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Eine Übertragung des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn dringende betriebliche oder in der Person des Zahnarztes/ liegende Gründe dies rechtfertigen. Im Falle der Übertragung des Urlaubs muss dieser in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahres gewährt und genommen werden. 

4. Eine etwaige Urlaubsabgeltung im Fall einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses erfolgt nur bis zur Höhe des gesetzlichen Urlaubsanspruchs. 
5. Während einer Elternzeit des Arbeitnehmers wird der Urlaubsanspruch für jeden vollen Monat der Elternzeit um ein Zwölftel gekürzt.

§ 9
Arbeitsverhinderung, Anzeige- und Nachweispflichten

1. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin ist verpflichtet, jede Arbeitsverhinderung, deren Grund und ihre voraussichtliche Dauer unverzüglich dem Praxisinhaber anzuzeigen. 

2. Im Fall der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ist der Arbeitnehmer verpflichtet, vor Ablauf des dritten Arbeitstages nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über deren bestehen und voraussichtliche Dauer vorzulegen, die, sofern der Arbeitnehmer Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse ist, einen Vermerk des behandelnden Arztes darüber enthält, dass der Krankenkasse unverzüglich eine Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über den Befund und die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit übersandt wird. Bei über den angegebenen Zeitraum hinausgehender Arbeitsunfähigkeit ist diese erneut unverzüglich zu melden und darüber eine Folgebescheinigung einzureichen. Dies gilt auch nach Ablauf der Entgeltfortzahlung.
3. Der Praxisinhaber ist berechtigt, die Vorlage der ärztlichen Bescheinigung zu einem früheren Zeitpunkt zu verlangen. 

4. Die Art der Erkrankung ist nur dann anzugeben, wenn sie Schutzmaßnahmen des Praxis​inhabers für Patienten und Kolleginnen erfordert (z. B. bei Infektionsgefahr), wenn wegen derselben Erkrankung innerhalb der letzten sechs Monate Arbeitsunfähigkeit vorlag oder wenn seit Beginn der ersten Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit weniger als zwölf Monate vergangen sind. 

5. Persönliche Angelegenheiten hat der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin grundsätzlich außerhalb der Arbeitszeit zu erledigen. Ein Fernbleiben von der Arbeit ist nur nach vorheriger Zustimmung des Praxisinhabers gestattet. Kann diese Zustimmung den Umständen nach vorher nicht eingeholt werden, ist der Praxisinhaber unverzüglich über die Gründe des Fernbleibens zu unterrichten.
§ 10
e-mail- / Internetnutzung

1. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin ist nicht berechtigt, die dienstliche e-mail-Adresse und den Internetzugang des Praxisinhabers zu privaten Zwecken zu nutzen.

2. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin ist damit einverstanden, dass der Praxisinhaber den E-Mail-Verkehr auf die Einhaltung dieser Regelung hin prüft.
§ 11
Verschwiegenheitspflicht

1. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin verpflichtet sich, über alle Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sowie sonstige betrieblichen Angelegenheiten und Vorgänge vertraulicher Natur, die als solche vom Praxisinhaber bezeichnet werden oder offensichtlich als solche zu erkennen sind und die ihm/ihr im Rahmen der beruflichen Tätigkeit zur Kenntnis gelangen, auch nach dem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis strengstes Stillschweigen zu bewahren. Hierzu gehört insbesondere der Personenkreis der Patienten sowie deren persönliche Daten. 
2. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin darf die genannten betrieblichen Angelegenheiten und Vorgänge Dritten nur nach ausdrücklicher Genehmigung des Praxisinhabers zugänglich machen. Er/sie hat die nötige Sorgfalt walten zu lassen damit Dritte keine Einsicht in die genannten Vorgänge und Angelegenheiten nehmen können. 
3. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin wird durch Unterzeichnung dieses Vertrages vom Praxisinhaber auf das Dienstgeheimnis verpflichtet. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin wurde vom Praxisinhaber vor Vertragsunterzeichnung über die einschlägigen Vorschriften zur Verschwiegenheitsverpflichtung unter besonderer Berücksichtigung von § 203 Strafgesetzbuch sowie § 7 der Berufsordnung der Zahnärztekammer Bremen belehrt.  
§ 12 
Nebenbeschäftigung

Jede Nebentätigkeit, gleichgültig, ob sie entgeltlich oder unentgeltlich ausgeübt

wird, bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Praxisinhabers. Die Zustimmung

ist zu erteilen, wenn die Nebentätigkeit die Wahrnehmung der dienstlichen Aufgaben zeitlich

nicht oder allenfalls unwesentlich behindert und sonstige berechtigte Interessen der Praxis

nicht beeinträchtigt werden. 
§ 13 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses
1. Das Arbeitsverhältnis kann unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfristen gekündigt werden. Eine gesetzlich verlängerte Frist gilt auch für die Kündigung durch den Zahnarzt.
2. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. Eine außerordentliche Kündigung gilt auch als vorsorgliche ordentliche Kündigung zum nächstmöglichen Termin. 
3. Das Arbeitsverhältnis endet ohne Ausspruch einer Kündigung mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer die Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung erreicht.

Das Anstellungsverhältnis endet auch mit Ablauf des Monats, in dem ein Bescheid zugestellt wird, mit dem der zuständige Sozialversicherungsträger feststellt, dass der Arbeitnehmer auf Dauer vollständig erwerbsgemindert ist, und der Arbeitnehmer nicht vor Ablauf der Widerspruchsfrist seinen Antrag zurücknimmt oder auf eine Rente auf Zeit einschränkt, bei späterem Beginn des entsprechenden Rentenbezugs jedoch erst mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorhergehenden Tages. Gewährt der Sozialversicherungsträger nur eine Rente auf Zeit, so ruht der Arbeitsvertrag für den Bewilligungszeitraum dieser Rente, längstens jedoch bis zum Beendigungszeitpunkt gem. Satz 1. Satz 1 und 2 gelten nicht, wenn der Arbeitnehmer noch ohne Einschränkungen in der Lage ist, die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung zu erbringen.
4. Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
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Freistellung

Nach Ausspruch einer Kündigung, gleich von welcher Vertragspartei, ist der Praxisinhaber berechtigt, den angestellten Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin unter Fortzahlung der Bezüge von der Arbeitsleistung freizustellen, wenn ein sachlicher Grund vorliegt. Ein sachlicher Grund liegt insbesondere vor, wenn die konkrete Gefahr besteht, dass der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin den Vertrag in grober, das Vertrauen beeinträchtigender Weise verletzt (z. B. Konkurrenztätigkeit, Weitergabe von Interna) oder der Praxisinhaber den angestellten Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin nicht mehr beschäftigen kann (z. B. wegen Wegfalls des Arbeitsplatzes). Die Freistellung erfolgt unter Anrechnung auf den Erholungsurlaub, soweit dem keine schutzwürdigen Belange des angestellten Zahnarztes/der angestellten Zahnärztin entgegenstehen. Auf die nach Anrechnung etwaiger restlicher Urlaubsansprüche fortzuzahlenden Bezüge muss der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin sich den Wert desjenigen anrechnen lassen, was er/sie infolge des Unterbleibens der Dienstleistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner/ihrer Dienste erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt.

§ 15
Sonstige Vereinbarungen
1. Der angestellte Zahnarzt/die angestellte Zahnärztin versichert, dass die bei der Bewerbung und im Einstellungsverfahren gemachten Angaben der Wahrheit entsprechen. Dem angestellten Zahnarzt/der angestellten Zahnärztin ist bekannt, dass es sich bei diesen Angaben um einen wesentlichen Bestandteil des Arbeitsverhältnisses handelt. 

2. Die Annahme von Geschenken, Vergünstigungen, Belohnungen und sonstigen Vorteilen von Lieferanten, Patienten oder sonstigen Geschäftspartnern in offener oder versteckter Form ist dem angestellten Zahnarzt/der angestellten Zahnärztin ohne vorherige Zustimmung durch den Praxisinhaber nicht gestattet.
3. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung und Änderung dieser Schriftformklausel. Ausgeschlossen sind damit Vertragsänderungen durch betriebliche Übung. Der Vorrang von individuellen mündlichen Vertragsabreden zwischen den Parteien nach Vertragsschluss (§ 305b BGB) bleibt unberührt
4. Alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und in Zusammenhang mit diesem verfallen, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Fälligkeit, spätestens jedoch drei Monate nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses, gegenüber der anderen Vertragspartei in Textform geltend gemacht worden sind.

5. Die Verfallfrist gilt nicht im Falle der Geltendmachung von Ansprüchen im Zusammenhang mit der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie bei Vorsatz sowie für Ansprüche des Arbeitnehmers aus dem Mindestlohngesetz.

6. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder der Vertrag eine Lücke enthalten, so bleibt die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Anstellt der unwirksamen Bestimmung gilt eine wirksame Bestimmung als vereinbart, die dem von den Parteien Gewollten am nächsten kommt; gleiches gilt im Falle einer Lücke. 
__________________________

(Ort), (Datum)

___________________________             _____________________________________
(Praxisinhaber)                                        (Angestellter Zahnarzt/angestellte Zahnärztin)

